
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Rathaus, 
Johannes-Rau-Platz 1, 42269 Wuppertal

Liebe Leser*innen,

in dieser Ausgabe berichten wir 
Ihnen wieder über das vielfältige 
bündnisGRÜNE Engagement im 
und um das Rathaus. 
Lesen Sie selbst, wie wir GRÜ-
NEN die kommunale Energie-
wende fördern wollen, wie CDU 
und SPD unseren Antrag auf Bür-
gerbeteiligung plagiierten und 
wie unser Engagement für mehr 
Gleichstellung in den Gremien 
aussieht. Darüber hinaus infor-
mieren wir Sie über unsere Mei-
nung zum Umbau des Döp-
persbergs und viele weitere 
Facetten der aktuellen Politik, 
die wir gestalten oder kritisch 
begleiten. 
Langsam, aber sicher geht die 
aktuelle Ratsperiode zu Ende. 
Am 25. Mai wird der Rat neu 
gewählt. 

Genießen Sie den Frühling in 
vollen Zügen!

Ihr Redaktionsteam
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DIESE GRÜNEN!
IKEA – DER DURcHBRUcH!? 
 DIE GRÜNEN HoffEN AUf SIEG DER VERNUNfT 

Bereits seit Beginn der Planungen 
für eine IKEA-Ansiedlung in Wupper-
tal haben wir GRÜNEN immer wie-
der deutlich gemacht, dass für uns ein 
IKEA-Möbelmarkt eine gute Sache ist. 

Nach neuesten Erkenntnissen kann die 
Umsetzung nun sogar möglich werden.
Ein sogenanntes „fachmarktbezogenes 
Einkaufszentrum“ mit 45.000 qm Ver-
kaufsfläche auf der grünen Wiese leh-
nen wir jedoch entschieden ab, da 
sowohl die Zentren von Elberfeld und 
Barmen als auch die Nachbarstädte 
empfindlich darunter leiden würden.
Bei den derzeitigen Planungen wären 
ca. 25.000 qm für Möbel vorgesehen, 
die restlichen 20.000 qm entfielen auf 
andere Anbieter und Produkte. Nach 
einiger Umsortierung muss das zen-
trenrelevante Sortiment unter 10% der 
Gesamtfläche bleiben, daher dürfen 
jetzt nur noch 4475 qm für Angebote 
verwendet werden, die es auch in den 
Innenstädten gibt.
Die Bezirksregierung Düsseldorf stoppte 
die Pläne für diesen Homepark aller-
dings mit einer Untersagungsverfü-
gung, woraufhin die Stadt Wuppertal 
Klage einreichte, um den Weg für das 
Einkaufszentrum frei zu machen. Mitte 
Februar wurde bekannt, dass IKEA 
wohl lieber Möbel verkaufen will, als 

einen jahrelangen Klageweg abzuwar-
ten. Wir GRÜNEN stellten in der letz-
ten Ratssitzung dazu einen Antrag, in 
dem wir forderten, dass die alten Pläne 
auf Eis gelegt werden und der Rat sich 
zu den neuen Plänen bekennt. Außer-
dem wollten wir die Verwaltung beauf-
tragen, jetzt erneut in Verhandlungen 
mit IKEA einzutreten – mit dem Ziel, 
einen Möbelmarkt ohne angeschlos-
senes Fachmarktzentrum in Wuppertal 
anzusiedeln. Diese Forderungen waren 
CDU und SPD im Rat dann doch zu viel 
und sie lehnten unseren Antrag ab. Sie 
beharren darauf, die alten, großen Pla-
nungen zu Ende zu führen. Ihre Argu-
mentation bleibt mittelmäßig, denn 
auf Landesebene sind insbesondere 
die Genossinnen und Genossen von 
der SPD längst weiter und bezeich-
nen die GRÜNE Idee, einen „norma-
len“ IKEA in Wuppertal anzusiedeln, 
als „Königsweg“ und gute Möglichkeit, 
dem Bedarf für einen Möbelmarkt in 
Wuppertal gerecht zu werden. Somit 
scheint die Initiative der rot-GRÜNEN 
Landesregierung zur Stärkung der 
Innenstädte Früchte zu tragen, denn 
in Düsseldorf wurde zum Thema Ein-
zelhandel immer mit großer Mehrheit 
beschlossen, dass die Zeit der Einkaufs-
zentren auf der grünen Wiese endgül-
tig vorbei ist.
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THEATER UM DIE opER
 HocHKULTUR wIRD AUf MAINSTREAM REDUZIERT

Allen Dementis und spitzfindigen 
Wortspielereien des Intendanten und 
seines Stellvertreters zum Trotz kam 
es bei der Vorstellung des Spielplans 
der Oper schlussendlich doch ans 
Tageslicht: Herr Toshiyuki Kamioka 
wird einen auf Mainstream-Stücke 
reduzierten Spielplan umsetzen – und 
dies ohne festes Ensemble, ohne Cha-
rakter und ohne Verankerung in Wup-
pertal und dem Bergischen Land.
 
Die Vielfalt, die Johannes Weigand 
über Jahre in unser Opernhaus brachte, 
ist passé. Innovationen sucht man 
im neuen Spielplan vergeblich, und 
es steht zu befürchten, dass so auch 
Kamiokas Pläne für die nächsten Spiel-
zeiten aussehen werden. 
Blockbuster-Oper scheint das Ziel des 
Intendanten zu sein, und Oberbürger-
meister Peter Jung steht offensicht-
lich hinter diesem Konzept. Kritik ist 
zumindest von der Stadtspitze nicht zu 
hören. Im Gegenteil, der Oberbürger-
meister ist voll des Lobes für das neue 

„Konzept“. Dies wohl nicht zuletzt auch 
im Hinblick auf den städtischen Haus-
halt. 
Ungeachtet der Tatsache, dass es in 
der öffentlichen Sprachregelung nicht 
so genannt wird, sehen wir hier doch 

einen Effekt des sogenannten Haus-
haltssicherungsplans. Sinnfreies, sozial 
bedenkliches, nicht am Nachhaltig-
keitsgedanken orientiertes Sparen und 
die Optimierung des Spielplans auf 
Massentauglichkeit sind unmittelbare 
Folgen eines betriebswirtschaftlichen 
Drucks, welcher der Freiheit und Viel-
falt der Kunst abträglich ist.
Ensemble-Sparmaßnahmen als „Nach-
wuchsförderung“ zu bezeichnen, ist – 
zurückhaltend formuliert – reine Ironie. 
Auch durch den Wegfall von Kapell-
meister, Theaterpädagog*innen und 
nicht künstlerischem Personal werden 
Einsparpotenziale genutzt. Die Aus-
sage, dass die Pädagogik nun dem 
Bereich Marketing zugeordnet und 
von diesem miterledigt wird, kann in 
Anbetracht des hohen Standards, den 
wir bisher in Wuppertal hatten, und 
dem damit verbundenen hohen Anse-
hen weit über die Landesgrenzen 
hinaus nur als Verspottung verstanden 
werden.
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GENDER STAR
 GEScHLEcHTERGEREcHT ScHREIBEN

Mit dieser Ausgabe unserer Zeitung 
verabschiedet sich die GRÜNE Rats-
fraktion von der bisherigen Schreib-
weise des „Binnen-I“, wie es zum Bei-
spiel in BürgerInnen benutzt wird.
 
Vor vielen Jahren hatten wir es einge-
führt, weil wir die Nase voll davon hat-
ten, andauernd zu hören, dass Frauen 
doch stets mit gemeint waren, wenn 

(fast immer) nur in der männlichen 
Form geschrieben wurde. Sprache ist 
nicht nur das wichtigste Kommunika-
tionsmittel zwischen Menschen, son-
dern auch Ausdruck der Realität, in der 
wir denken und leben.
Das heißt auch: Sprache ist nicht 
neutral. Sie ist Ausdruck von gesell-
schaftlichen Machtverhältnissen. Wir 
betrachteten das Binnen-I als einen 

Schritt in Richtung geschlechterge-
rechter Schreibweise in GRÜNEN Publi-
kationen.
Mit der heutigen Ausgabe gehen wir 
einen Schritt weiter und formulie-
ren konsequent mit dem sogenann-
ten Gender Star (*). Damit wird zum 
Ausdruck gebracht, dass wir uns gegen 
jegliche Stereotypisierung richten. Es 
geht dabei nicht allein um die Gleich-

berechtigung von Frau und Mann, son-
dern auch um die von Inter- und Trans-
sexuellen sowie all denjenigen, die sich 
keinem Geschlecht zuordnen können 
oder wollen. 
Mit dem Gender Star verwenden wir 
ein neutrales Symbol, das Spielraum 
für eine Reihe von unterschiedlichen 
Geschlechtern und Geschlechtskon-
zeptionen lässt. 
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KoMMUNALE ENERGIEwENDE
 KLIMAScHUTZ IN wUppERTAL

Erfolgreich, wenn alle mitmachen
Mit Verabschiedung der Bergischen 
Erklärung im Rat der Stadt am 
07.12.2012 war der Startschuss zur 
100% Erneuerbaren Energieregion 
Bergisches Land gefallen. Bergische 
Abgeordnete aus Land- und Bundes-
tag sowie Städte und Kommunen ver-
pflichteten sich, die Energiewende 
umzusetzen. Im Sommer 2013 wurde 
das Klimaschutzteilkonzept Erneuer-
bare Energien für das Bergische Städ-
tedreieck beschlossen.

GroKo tritt auf die Bremse
Mit der aktuellen Diskussion über das 
Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) 
und den Plänen, den Ausbau erneu-
erbarer Energien zu beschränken, voll-
führt die rot-schwarze Bundesregie-
rung eine Rolle rückwärts. Ins Visier 
der Kritik geraten die hohen Stromko-
sten, die bei näherer Betrachtung nicht 
durch die erneuerbaren Energien ver-
ursacht werden, sondern durch die 
Ausnahmeregelungen bei der EEG-
Umlage für mehr oder weniger ener-
gieintensive Unternehmen. 
Der aus erneuerbaren Energiequellen 
erzeugte Strom lässt die Preise an der 
Strombörse purzeln, nur werden diese 
Preise nicht an die Verbraucher*innen 
weitergegeben. Bei der Energiewende 
geht es nicht um billigen Strom, son-
dern um Klimaschutz und das Errei-
chen des 2-Grad-Ziels. Nicht nur der 
Stromverbrauch muss sinken. Wär-
meversorgung und Mobilität sind wei-
tere Bereiche, die komplett umgestal-
tet werden müssen.

Bürgerbeteiligungsprojekt
„Energiewende in Wuppertal“
Darum hat die GRÜNE Ratsfraktion 
einen Antrag formuliert, der die Ener-
giewende in Wuppertal voranbrin-

gen soll: Wir fordern ein Bürgerbe-
teiligungsprojekt „Energiewende in 
Wuppertal“, damit interessierte Men-
schen über konkrete Maßnahmen dis-
kutieren und sich aktiv daran beteili-
gen können. 
Themen gibt es im Rahmen der 100% 
Erneuerbare Energieregion Bergisches 
Land genug: die Zukunft der Heiz-
kraftwerke Barmen und Elberfeld, 
dezentrale Fernwärmenetze oder die 
Wärme- und Stromversorgung von 
Wohngebäuden durch Kraft-Wärme-
Kopplung, um nur einige konkrete 
Maßnahmen für den Klimaschutz zu 
nennen.
 
Die rot-GRÜNE Landesregierung in 
NRW zeigt, dass es geht:
www.klimaschutz.nrw.de/
mitmachen/online-beteiligung.

Wir wollen, dass die Stadt Wuppertal 
eine übersichtliche Internet-Präsenta-
tion ihrer Klimaschutz- und Energie-
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konzepte erstellt und regelmäßig über 
den Stand der Energiewende in Wup-
pertal berichtet. Leider wurde unser 
diesbezüglicher Antrag in der letzten 
Ratssitzung im Februar von SPD, CDU, 
FDP und WfW abgelehnt. 

Energiewende lokal
Der Klimaschutz und die Energie-
wende sind nicht allein Bundesangele-
genheiten. Wichtig ist, dass auf lokaler 
Ebene gehandelt wird, gemeinsam mit 
den Bürgerinnen und Bürgern. 
Dafür sind eine starke Beteiligung 
aller Akteurinnen und Akteure und 
eine öffentliche Diskussion unbedingt 
notwendig. Privatinvestor*innen und 
Bürgerenergiegenossenschaften sind 
wichtig zur Fortführung der Energie-
wende. 100% Erneuerbare Energien 
zu bezahlbaren Preisen sind mach-
bar. Die bündnisGRÜNE Ratsfraktion 
wird sich weiter für die Gestaltung der 
Energiewende auf lokaler und regio-
naler Ebene einsetzen.
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In der Kinderbetreuung hat sich viel 
getan. 2008 trat das Kinderbildungs-
gesetz (KiBiz) in Kraft, der Fokus 
wurde über den reinen Betreuungs-
aspekt hinaus auch auf die frühkind-
liche Bildung gelenkt. Die Betreu-
ungszeiten wurden ausgeweitet und 
dienen somit einer stärkeren Verein-
barkeit von Familie und Beruf.

All dies sind aus Sicht der GRÜNEN 
Jugendhilfe- und Gleichstellungspolitik 
Schritte auf dem richtigen Weg. Kin-
dertagesstätten dienen mehr denn je 
der ganzheitlichen Entwicklung und 
frühkindlichen Bildung von Kindern, 
und in Wuppertal ist die gute Qualität 
der von vielen verschiedenen Trägern 
geführten Einrichtungen unbestritten.
Das positive Bild wird jedoch durch 
den Platzmangel getrübt. So hat sich 
die Situation seit dem Sommer 2013 
deutlich verschärft, denn seit die-
sem Zeitpunkt gibt es einen Rechts-
anspruch auf die Betreuung von unter 
dreijährigen Kindern.
Insgesamt fehlen in Wuppertal gut 
1000 Plätze. Auch wenn zum dies-
jährigen Kindergartenjahr 250 neue 
Plätze geschaffen worden sind, kann 
das nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass die Not groß ist. Zudem hat die 
sicherlich richtige und wichtige Förde-
rung der U3-Plätze, gepaart mit dem 
Rechtsanspruch, eine andere drama-

tische Folge: Die Plätze für die über 
dreijährigen Kinder werden rarer. Es 
kann vorkommen, dass Kinder mit 
drei Jahren ihre gewohnte Einrich-
tung verlassen müssen, weil dann nur 
in einer anderen Kita ein Platz für sie 
frei ist – eventuell noch nicht einmal in 
direkter Nähe, sondern in einem ande-
ren Stadtteil. Das bedeutet neben dem 
für die Kinder belastenden Herausrei-
ßen aus dem gewohnten Umfeld auch 
mehr Organisationsaufwand für die 
Eltern und möglicherweise Schwierig-
keiten, Übergangszeiten bis zum Erhalt 
des Platzes in der anderen Einrichtung 
zu überbrücken. All dies ist oftmals nur 
schwerlich mit den Anforderungen des 
Berufslebens zu vereinbaren – davon 
können gestresste, betroffene Eltern 
ein Lied singen.
Neu- und Anbauten von Einrichtungen 
der freien Träger und der Stadt sollen 
sowohl den Notstand bei den Ü3-Plät-
zen lindern als auch dazu beitra-
gen, den Rechtsanspruch zu erfüllen. 
Die Problematik der fehlenden Plätze 
kann in einigen Stadtteilen auf diese 
Weise zwar abgefedert werden, von 
der Erfüllung des Rechtsanspruches 
ist Wuppertal aber noch weit entfernt. 
Zumal in manchen Stadtteilen Wup-
pertals die Kinderzahlen ansteigen 
und kirchliche Träger in den vergan-
genen Jahren aus finanziellen Grün-
den einige Gruppen schließen mussten. 

AUSBAU DER KINDERBETREUUNG IN wUppERTAL
 wENN ANSpRUcH UND REALITÄT AUfEINANDERpRALLEN

Auch der sukzessive Ausbau der Kin-
dertagespflege hilft nicht weiter, denn 
auch hier klaffen Angebot und Nach-
frage auseinander, und Eltern müssen 
nicht unbedingt einen vom Jugend-
amt zugeteilten Platz in der Kinder-
tagespflege annehmen. Unlängst 
urteilte das Verwaltungsgericht Köln, 
dass der Anspruch der Eltern auf einen 
Betreuungsplatz in einer Kita nicht 
mit dem Angebot, das Kind von einer 
Tagesmutter oder einem Tagesvater 
betreuen zu lassen, abgegolten sei, 
und sich der angebotene Kita-Platz im 
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Umkreis von fünf Kilometern um das 
räumlich-soziale Umfeld des Kindes 
befinden muss.
Kinderbetreuung in Wuppertal, so 
könnte man denken, befindet sich am 
Scheideweg. Aber man darf bei aller 
Not um die Plätze nicht unterschla-
gen, dass dies zuweilen ein hausge-
machtes Problem  ist. Denn wenn die 
Kitas für den Ausbau ihrer U3-Plätze 
Fördermittel verwendet haben, sind 
sie jetzt verpflichtet, jedes Jahr min-
destens so viele U3-Plätze anzubieten, 
wie gefördert wurden. Je nachdem, 

wie  alt die Kinder in der Kita sind, ste-
hen dann folglich zu wenige Ü3-Plätze 
zur Verfügung. Hinzu kommt, dass 
Eltern statt des Kita-Platzes die ange-
botene Unterbringung in der Kinder-
tagespflege von Rechts wegen nicht 
annehmen müssen und dass auch die 
Menge der Tagesplätze in Wuppertal 
begrenzt ist. Denn es ist in der Regel 
nicht sonderlich attraktiv, als Tages-
mutter oder -vater zu arbeiten. Die 
Vergütungssätze pro betreutem Kind 
sind trotz Anhebung im vergangenen 
Jahr immer noch sehr gering, haupt-
beruflich davon leben kann kaum 
jemand. Dies führt zu der paradoxen 
Situation, dass es zwar genug ausge-
bildete Tagespflegepersonen im Tal 
gibt, aber schätzungsweise nur gut 
50% derjenigen, die den Ausbildungs-
kurs besuchen, später auch die ent-
sprechende Tätigkeit aufnehmen.

Die GRÜNE Fraktion wird deswegen 
• die Weiterentwicklung des KiBiz im 
Hinblick auf Qualitätsstandards und 
die finanzielle Ausstattung kritisch 
begleiten bzw. forcieren,
• den Ausbau von Kita-Plätzen voran-
treiben, um Versorgungslücken zu 
minimieren,
• die Kindertagespflege als eigenstän-
dige Betreuungsform im Blick behalten 
und sich für bessere Rahmenbedin-
gungen einsetzen.

GRÜNE BILANZ 2009 – 2014 IST DA

Archivfoto: Jörg Lange

Fünf Jahre GRÜNES Engagement in den Gremien – da kommt eine ganze 
Menge zusammen. Wir haben die wichtigsten politischen Aktivitäten der
Fraktion als Bilanz dieser Ratsperiode auf unserer Homepage veröffentlicht.

Wir möchten Ihnen an dieser Stelle einen kleinen Auszug der Themen
nennen, mit denen sich die GRÜNE Ratsfraktion in den vergangenen Jahren 
beschäftigt hat:

Platz am Kolk beleben • IKEA ohne Homepark ansiedeln • Bürger*innen-
beteiligung stärken • Städtische Finanzen • Verbesserung von ÖPNV, Rad-
und Fußverkehr • Umbau des Döppersbergs • Ausbau erneuerbarer Energien •
Faires Frühstück • mehr Tempo-30-Zonen • Inklusion • Schulsozialarbeit • 
Gemeinsames Lernen • Schulsanierungen • Armut im Alter • Pflegesituation • 
Suchtprophylaxe • Kinderbetreuung • Spielplätze • Vereinbarkeit von Beruf
und Familie • Mehr Frauen in die Gremien • Equal Pay Day • Unterstützung
der Freien Kulturszene • Zukunft des Schauspielhauses • Wuppertaler Bühnen • 
Integration fördern • Unterstützung des Fanprojektes • Erhalt der mobilen
Beratungsstelle gegen Rechtsextremismus • Schließung von Bädern • Freiwillige 
Feuerwehren einsatzfähig halten • Tierschutz absichern • Winterdienst usw.

Die komplette Bilanz der Fraktion finden Sie auf unserer Homepage unter
www.gruene-wuppertal.de 

Die nächste Kommunalwahl findet am 25.05.2014 statt.
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GASTBEITRAG: GEBURTSHAUS wUppERTAL
 UNTERSTÜTZEN SIE UNS – wIR KÄMpfEN BIS ZUM ScHLUSS!

Die endgültige Kündigung des Ver-
sicherungsvertrags für die Berufs-
Haftpflichtversicherung von freibe-
ruflichen Hebammen war ein Schock. 
Dies kommt einem Berufsverbot für 
Hebammen gleich und bedeutet auch 
das Aus für das Wuppertaler Geburts-
haus. 

In der Konsequenz verlieren Schwan-
gere damit ihr gesetzlich verankertes 
Recht auf die freie Wahl des Geburts-
ortes ihres Kindes. Sie verlieren eine 
hochwertige Hebammenversorgung 
und Betreuung in der Vorsorge, bei der 
außerklinischen Geburt und auch im 
Wochenbett. Die Ausübung des Heb-
ammenberufes reduziert sich dann auf 
die in einem Klinikbetrieb möglichen 
Tätigkeiten. 
Das Wuppertaler Geburtshaus ist seit 
Jahren eine sehr gut frequentierte 
Anlaufstelle für Schwangere und Müt-
ter aus Wuppertal und allen umlie-
genden Städten. Es gibt schon heute 
einen höheren Bedarf, als abgedeckt 
werden kann – in Wuppertal ebenso 
wie in ganz Deutschland.
Im Grunde kann man dem Versiche-
rer noch nicht einmal einen Vorwurf 
machen. Denn die Kosten pro Scha-
densfall steigen überproportional. Es ist 
uns sehr wichtig, darauf hinzuweisen, 

dass es keine Steigerung der Schadens-
fallzahlen gibt, was im ersten Moment 
gerne vermutet wird. Die Kostensteige-
rung ist allein dem technischen Fort-
schritt geschuldet, der heute eine ganz 
andere und auch lebensverlängernde 
Versorgung von kranken oder durch 
Behandlungsfehler nicht gesund gebo-
renen Babys ermöglicht.
 
Was also tun?
Die öffentliche Entrüstung, Akti-
onen und Demonstrationen haben 
dazu geführt, dass den Beteiligten 
klar geworden ist: Wir brauchen eine 
politische Lösung. Wir brauchen ein 
gesamtgesellschaftliches Bekenntnis, 
wie Verantwortung übernommen wer-
den soll. Wie wichtig sind uns Kinder, 
Frauen, Hebammen? Wer ist zustän-
dig für die Kosten von Schwanger-
schaft und Geburt – wirklich die Kran-
kenkassen und/oder die Versicherer, 
wenn Leben erhalten wird oder mit 
allen Mitteln der Kunst Behandlungs-
fehler ausgeglichen werden sollen? Ist 
dies nicht eher eine moralische Frage? 
Insofern ist es gut und richtig, dass 
diese Diskussion durch die Kündigung 
der Versicherung auf breiter Ebene 
geführt wird. Die bisherige Verzehn-
fachung des Haftpflichtbeitrags von 
Hebammen innerhalb weniger Jahre 

hat ohnehin schon zu einem Ausster-
ben des Handwerks geführt. Es ist rich-
tig, dass die Forderungen und Signale 
auf höchster politischer Ebene und im 
Koalitionsvertrag angekommen sind. 
Doch die Zeit drängt, und kostenin-
tensive Bekenntnisse sind schwer zu 
bekommen. Es ist zu befürchten, dass 
die Mühlen zu langsam mahlen und 
ein immenser Schaden entsteht, wenn 
nicht zeitnah eine langfristige Lösung 
gefunden wird. Deshalb rufen wir alle 
Bürger*innen auf, sich an der Petition 

„Rettet unsere Hebammen“ zu betei-
ligen. Wir brauchen diese Unterstüt-
zung: nicht nur zur Rettung der Heb-
ammen, sondern vor allem zur Rettung 
schwangerer Frauen und auch im Sinne 
aller Kinder, die ein Recht darauf haben, 
in Ruhe geboren zu werden. Jeder Tag 
ohne Lösung verschlimmert die Situ-
ation. Aufgrund des schon jetzt feh-
lenden Hebammen-Nachwuchses wer-
den wir die Folgen dieser Entwicklung 
noch eine ganze Zeit spüren, selbst 
wenn kurzfristig eine Lösung gefunden 
würde. 
Unterstützen Sie uns bei der online-
Petition auf change.org. Helfen Sie 
mit, den würdigen Fortbestand unserer 
Gesellschaft zu sichern.
Infos auch unter www.geburtshaus-
wuppertal.de > Aktuelles Fotos: Privat

Der Wuppertaler Gremienbericht stellt 
der Stadt ein schlechtes Zeugnis aus. In 
ihm wird die Unterrepräsentanz von 
Frauen in der Wuppertaler Politik klar 
beziffert. Drei Beispiele verdeutlichen 
das Missverhältnis:

• Der Rat der Stadt Wuppertal setzt 
sich zu zwei Dritteln aus Männern und 
nur zu einem Drittel aus Frauen zusam-
men.
• In 20 Aufsichtsgremien gibt es nur 
zwei Frauen in Leitungsfunktionen.

• Von den 151 Menschen, die in Auf-
sichtsgremien entsandt wurden, sind 
118 Männer und nur 33 Frauen.

Der Ausschuss für Gleichstellung 
befasste sich im November letzten 
Jahres mit dem Bericht und fand die 
Ergebnisse so bedeutsam, dass ein-
stimmig beschlossen wurde, den Rat 
der Stadt darüber in der Ratssitzung zu 
informieren. Dazu kam es leider nicht, 
denn Oberbürgermeister Jung (CDU) 
nahm diesen Punkt ohne Angabe von 

GRÜNE fÜR MEHR fRAUEN IN DEN GREMIEN

 ScHLEcHTES ZEUGNIS fÜR DIE STADT

• Richtig quotiert: für die GRÜNEN sit-
zen 6 Frauen und 5 Männer im Rat der 
Stadt
• Geschlechtergerechte Sprache: prak-
tizieren wir schon lange, weil Frauen 
bei uns auch in der Sprache zu 50 Pro-
zent aktiv sind und nicht nur „mitge-
dacht“ werden
• Der Reißverschluss: bei uns kommen 
Frauen und Männer abwechselnd zu 
Wort
• Für Menschen mit Kindern: wir neh-
men Rücksicht und treffen uns zu fami-
lienfreundlichen Zeiten

• Einmischen erwünscht: bei uns gibt 
es keine Hinterbänkler*innen, alle dis-
kutieren mit
• Akzeptanz und Toleranz: wir lassen 
uns ausreden und hören einander zu
• Alle kommen dran: wir wechseln uns 
mit der Sitzungsleitung ab
• Fraktionsarbeit: wird bei uns auf viele 
Schultern verteilt
• Offene Diskussionskultur statt infor-
meller Kultur
• Keine Nachtschicht: wir haben gute 
Erfahrungen mit verbindlichen Sitzungs-
zeiten gemacht

woHIN MIT DEN AUToS RUND UM DIE KLINKEN?

GRÜNE Initiative zur Parkraumbewirt-
schaftung im Rat an CDU und SPD 
gescheitert

Presseberichten zufolge planen die Kli-
niken in Wuppertal, ihre Standorte zu 
konzentrieren. Am Helios-Klinikum 
in Barmen soll ein Neubau entstehen. 
Das führt dazu, dass dann auch die 
Aufgaben des Herzzentrums am Arren-
berg übernommen werden. Auch der 
Krankenhausverbund der Cellitinnen 
(dazu gehören: St. Josef, St. Petrus und 
St. Anna) steht vor Veränderungen. 
Der Beschluss, die St.-Anna-Klinik an 
der Vogelsangstraße zu schließen und 
mit einem Erweiterungsbau an den 
Barmer Standort des Petrus-Kranken-
hauses anzubinden, wird in den näch-
sten Jahren umgesetzt.
Bei beiden Planungen sind allerdings 
noch viele offene Fragen zu klären. Ein 
wichtiger Aspekt ist die Einbindung der 
Anwohnerinnen und Anwohner bei der 
Gestaltung des Umfeldes der Kranken-
häuser. Insbesondere die Frage nach 
den Parkplätzen für Mitarbeiter*innen 
und Besucher*innen stellt das Wohn-
umfeld immer wieder vor Probleme. 

Rund um das Helios-Klinikum gibt es 
schon seit Langem Schwierigkeiten mit 
den vorhandenen Parkflächen, aber 
auch am Petrus-Krankenhaus wird es 
in Zukunft eng.
Wir GRÜNEN griffen das Thema des-
halb im Verkehrsausschuss auf und 
wollten mit einem Antrag für mehr 
Steuerung des Parkraumes sorgen. Da 
wir dabei auch das heilige und hei-
kle Thema Parkraumbewirtschaftung 
anpackten, war die Diskussion schnell 
zu Ende. CDU und SPD beharrten 
darauf, dass Parkscheinautomaten nur 
in den Zentren von Elberfeld und Bar-
men eingesetzt werden dürfen und 
nicht, um den knappen Parkraum an 
anderer Stelle zu regeln. Also musste 
unser Antrag in den Rat. Dort for-
derten wir dann Folgendes: Auswei-
tung der Parkraumbewirtschaftung auf 
Standorte an der Vogelsangstraße, an 
der Hainstraße (am Bethesda-Kran-
kenhaus) und rund um das Helios-
Klinikum, mehr Parkausweise für die 
Anwohner*innen, um im Nahbereich 
Parkfläche für die Anwohnerinnen und 
Anwohner zu reservieren, offensive 
Werbung für das Jobticket der WSW, 

damit mehr Beschäftigte das Busan-
gebot nutzen, und die Einbindung der 
Bezirksvertretungen in den Prozess. 
Darüber hinaus möchten wir, dass für 
Barmen ein Verkehrs- und Parkraum-
konzept rund um die Kliniken erarbei-
tet wird.
Im Rat war das Thema für die anderen 
Fraktionen schnell erledigt. Sie halten 
Parkraumbewirtschaftung für schlecht, 
also lehnten sie gleich den ganzen 
Antrag ab. Somit blieb auch die Diskus-
sion über ein Verkehrskonzept für die 
Zukunft der Klinikstandorte in Barmen 
aus.
Für uns GRÜNE steht jetzt im Vorder-
grund, den Dialog mit den Bürgerinnen  
und Bürgern zu führen. Wir bleiben auf 
jeden Fall am Ball, denn die Probleme 
bestehen ja weiterhin, auch wenn die 
große Kooperation aus CDU und SPD 
die Diskussion nicht im Rat der Stadt 
Wuppertal führen wollte. Für die 
Anwohnerinnen und Anwohner ändert 
sich also nichts, es bleibt vorläufig 
beim umständlichen und nervenzeh-
renden Parksuchverkehr, bei der Suche 
nach dem kostenlosen Platz in der Sei-
tenstraße.

So GEHT GLEIcHBEREcHTIGUNG BEI GRÜNS

Foto: Mathias Kehren

inhaltlichen Gründen von der Tages-
ordnung des Rates im Dezember 2013, 
obwohl er in der ersten Fassung noch 
vorgesehen war.
Der einstimmige Wunsch des Gleich-
stellungsausschusses wurde also igno-
riert. Die GRÜNE Fraktion war wenig 
begeistert von dieser Ignoranz gegen-
über der geringen Repräsentanz von 
Frauen in der Politik und stellte darauf-
hin einen Antrag zur Ratssitzung am 
24.02.2014. Darin wurden die Stadt-
verordneten aufgefordert, sich für die 

Erhöhung des Frauenanteils in den 
Wuppertaler Gremien stark zu machen. 
Der Gremienbericht zeigt deutlich, dass 
sich Politiker*innen endlich für die 
Gleichberechtigung der Geschlech-
ter auch in den eigenen Reihen ein-
setzen müssen. Die Zahlen sprechen 
eine deutliche Sprache, allgemeine 
Bekenntnisse der Politik reichen 
nicht mehr. Jetzt müssten Taten fol-
gen. Schade, wieder einmal haben die 
Herren (und einige wenige Damen) 
eine Chance vertan. Foto: Privat
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UMBAU DöppERSBERG 
 VoLLSpERRUNG HÄLT VERwALTUNG AUf TRAB

Die vom Rat am 24. Februar beschlos-
sene Unterbrechung der B7 auf einer 
Länge von 500 Metern für drei Jahre 
hält die Verwaltung auf Trab.

Im Rahmen eines Bürgerforums wur-
den die Pläne am 26. Februar erläu-
tert. Nach anfänglichen Bedenken 
haben sich IHK, Einzelhandelsver-
band und die Interessengemeinschaf-
ten der Einzelhändler*innen von 
den Argumenten der städtischen 
Verkehrsexpert*innen und dem von 
der IHK beauftragten Gutachter über-
zeugen lassen. Die Präsentation von 
Gutachter Dr. Frank Weiser können 
Sie auf der städtischen Homepage 
www.wuppertal.de mit dem Stichwort 

„Weiser“ finden. Das Gutachten war 
ein wichtiger Grund für die GRÜNE 
Ratsfraktion, am 24. Februar im Rat 
für die Teilsperrung der B7 zu stimmen. 
Vorgestellt wurde auch die Kommu-
nikationsstrategie von Prof. Busmann. 
Er setzt auf zwei wesentliche Metho-
den: eine Zeitung, die viermal im 
Jahr erscheinen soll (so wie die Zei-
tung der bündnisGRÜNEN Ratsfrak-
tion), und eine App für Smartphones, 
die aktuelle Informationen zu Baustel-
len, Umleitungen usw. bietet. Darü-
ber hinaus soll die Webseite verbessert 
werden, da sie für Nichteingeweihte 
zu unübersichtlich sei. Ganz wichtig 
sind laut Prof. Busmann Bilder, und 

daran hapert es bisher. Zwar zeigt die 
Stadt auf www.doeppersberg.de Bil-
der und es gibt sogar einen animierten 
Rundflug über den Döppersberg. 
Diese Bilder stammen jedoch teilweise 
noch vom Architekturbüro JSWD, mit 
dem die Stadt die Zusammenarbeit 
im Jahr 2010 beendet hat. Offen-
sichtlich kann oder will die Stadt nie-
manden damit beauftragen, 3-D-Gra-
fiken zu konstruieren. Folglich gibt es 
auch vom Investorengebäude, das auf 
dem Bahnhofsvorplatz gebaut wird, 
nur Bilder des Büros Chapman Taylor. 
Auf diesen erscheint das Bahnhofsge-

bäude sehr klein, und sie dienen wohl 
eher werblichen Zwecken.

Projektleitung wechselt
In der Planungs- und Baubegleitkom-
mission Döppersberg wurden am 13. 
Februar die neuen Projektleiter*innen 
für das Projekt Döppersberg vorge-
stellt, Frau Langer und Herr Lauers-
dorf. Sie kommen von den Wupperta-
ler Stadtwerken.

Begleitmaßnahmen
Die Stadtverwaltung, konkret das Res-
sort Verkehr, ist zurzeit vollauf mit den 

GASTKoMMENTAR: SEcoND BEST? DIE opTIoNSpfLIcHT MUSS wEG! 
 VoN JUTTA VELTE MDL, BERGIScHE LANDTAGSABGEoRDNETE DER GRÜNEN

Um es gleich vorwegzunehmen: Aus 
GRÜNER Sicht sollte die Mehrstaa-
tigkeit für alle Menschen anderer 
Herkunft auch in unserem Land der 
Regelfall sein – genauso, wie es für 
EU-Bürger*innen schon seit Langem 
eine Selbstverständlichkeit ist. Unge-
achtet dessen muss aus unserer Sicht 
zumindest die Optionspflicht ohne 
Wenn und Aber abgeschafft werden.
 Mit ihrem Koalitionsvertrag hätte die 
große Koalition die historische Chance 
gehabt, durch die Einführung der 
Mehrstaatigkeit all den Migrant*innen, 
die hier leben, arbeiten, wohnen und 
alt werden, nach mehr als 50 Jah-
ren Einwanderung die vollen staats-
bürgerlichen Rechte zu ermöglichen. 
Dazu konnten sich SPD und CDU nicht 
durchringen. Als schwacher Kompro-
miss soll nun für alle diejenigen, die in 
Deutschland geboren und – das ist der 

aktuelle Streitpunkt – aufgewachsen 
sind, die Optionspflicht abgeschafft 
werden.

Die Älteren werden sich erinnern – im 
Jahr 2000 gab es eine intensive Dis-
kussion um die doppelte Staatsange-
hörigkeit für nicht EU-Bürger*innen. 

Eine Diskussion, die in einer Unter-
schriftenaktion der CDU gegen Mehr-
staatigkeit ihren Höhepunkt fand. Nur 
wenige Jahre vorher hatte die Initia-
tive „Referendum Doppelte Staats-
bürgerschaft“ innerhalb von nur neun 
Monaten mehr als eine Million Unter-
schriften für die Einführung der Dop-
pelten Staatsbürgerschaft für alle hier 
lebenden Migrant*innen gesammelt 
und dem Deutschen Bundestag über-
geben. Trotz dieses beeindruckenden 
Votums aus der Bevölkerung führte 
die Blockadehaltung der CDU zu dem 
bekannten Kompromiss: Kinder, die 
in Deutschland geboren sind, müssen 
sich seither bis zu ihrem 23. Lebensjahr 
zwischen der Staatsangehörigkeit ihrer 
Eltern oder der deutschen entscheiden 

– und damit zwischen ihren familiären 
Wurzeln und ihrer Lebenswirklichkeit 
als Deutsche. Stellen sie keinen ent-

sprechenden Antrag, verlieren sie mit 
23 automatisch ihre deutsche Staats-
angehörigkeit.
Jugendlichen aus der EU stellt sich diese 
Frage nicht. Sie können Spanier*innen, 
Griech*innen, Pol*innen und Deut-
sche sein, wie etwa der frühere Mini-
sterpräsident von Niedersachsen und 
jetzige CDU-Spitzenkandidat für Eur-
opa, der britisch-deutsche David 
McAllister. 
Die Optionspflicht soll zu Recht jetzt 
fallen, doch die ersten Gesetzent-
würfe lassen nichts Gutes ahnen. 
Um die Bezeichnung aufgewach-
sen zu definieren, wurde ein kompli-
zierter Entwurf zum Thema erarbei-
tet. Die Rede ist von einem Nachweis 
des Aufenthalts innerhalb bestimm-
ter Fristen oder einem Schulabschluss 
(mit welcher Deutschnote?). Wird das 
verwirklicht, dann gibt es statt einer 

Foto: Privat

vorbehaltlosen Abschaffung der Opti-
onspflicht ein Bürokratiemonster, das 
vor allem diejenigen Deutschen dis-
kriminiert, deren Eltern eine andere 
Staatsangehörigkeit besitzen.
Die rot-GRÜNE Koalition in NRW hat 
deswegen im letzten Plenum einen 
Antrag verabschiedet, der die vor-
behaltlose Abschaffung der Opti-
onspflicht und eine unbürokratische 
Lösung für diejenigen fordert, die 
ihren deutschen Pass schon abgeben 
mussten. 
Wie es jetzt weiter geht, ist noch 
unklar. Dies ist bitter für alle, die in 
diesem Jahr 23 werden. Um denen 
zu helfen hat der NRW-Innenminister 
in einem Erlass die Ausländerämter 
darauf hingewiesen, eingehende 
Anträge auf Beibehaltung der deut-
schen Staatsbürgerschaft solange lie-
gen zu lassen, bis die Frage geklärt ist.

Foto: Mathias Kehren

BÜRGERBETEILIGUNG wEITERENTwIcKELN 
 BÜRGER*INNEN MÜSSEN ERNST GENoMMEN wERDEN

Anfang dieses Jahres lud das „Kom-
petenznetz Bürgerhaushalt“ die poli-
tischen Parteien zu einer Diskussion 
mit dem Thema „Waren wir gut?“ 
ein, in der über die bislang in Wup-
pertal durchgeführten Bürgerbeteili-
gungsverfahren Bilanz gezogen wer-
den sollte.
Die anwesenden Politiker (CDU, FDP 
und WfW waren der Einladung nicht 
nachgekommen) waren sich über-
wiegend einig, dass insbesondere das 
auf Beschluss der großen Koalition im 
Rat durchgeführte Projekt zum Haus-
halt ein Flop war und weit unter den 
Erwartungen blieb. Genau das hatte 

die GRÜNE Ratsfraktion bereits in 
einem Antrag Ende 2013 festgestellt 
und deshalb eine Auswertung der bis-
herigen Erfahrungen beantragt sowie 
darauf aufbauend die Erarbeitung 
eines Leitfadens, der Grundsätze zur 
Gestaltung der Mitwirkungsmöglich-
keiten in unserer Stadt festhalten soll. 
Denn vor allem die Verfahren zum 
Haushaltsentwurf 2014/2015 und 
zu Wuppertal 2025 haben gezeigt, 
dass die Angebote, die sich fast aus-
schließlich auf Internetforen kon-
zentrierten, unausgereift waren und 
deshalb nicht angenommen wur-
den. Erschwerend kam hinzu, dass 

keiner der Bürger*innen-Vorschläge 
zum Haushalt ernsthaft von der Rats-
mehrheit aufgegriffen wurde. Warum 
sollten sich die Menschen in ihrer Frei-
zeit an einem solchen Verfahren betei-
ligen, wenn die Politik nicht bereit ist, 
ihre Anregungen ernst zu nehmen und 
darauf einzugehen?
Da die Kritik an den vergangenen Pro-
jekten von fast allen politischen Kräf-
ten geteilt wurde, hätte man damit 
rechnen können, dass der GRÜNE 
Antrag im Rat breite Unterstützung 
finden würde. Aber weit gefehlt – 
um nicht der Initiative einer anderen 
Fraktion zustimmen zu müssen, grif-
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IMpRESSUM

Begleitmaßnahmen der B7-Sperrung 
beschäftigt. An der Steinbecker Meile 
soll aus dem Kreisverkehr eine T-Kreu-
zung mit Ampeln werden. An der 
Ronsdorfer Straße (Rampe Schwarzer 
Mann) muss eine Abbiegespur von der 
Blankstraße in die Ronsdorfer Straße 
Richtung Wolkenburg gebaut werden. 
Der Verkehr von der Wolkenburg wird 
über die Weststraße zum Kleeblatt 
geführt.
Die Sperrung der B7 soll in den Som-
merferien eingerichtet werden, eigent-
lich müssten also bis dahin alle Begleit-
maßnahmen abgeschlossen sein. Das 
ist trotz des milden Winters eine 
Herausforderung. 
Ende 2014 soll der Fußgängertunnel 
geschlossen werden. Dann können 
Fußgänger*innen über eine Baustel-
lenbrücke von der Schwebebahnsta-
tion zum Bahnhof gelangen. 
Die GRÜNEN sind weiterhin für den 
Umbau des Döppersbergs, werden 
aber der Verwaltung auch bei den 
nächsten Schritten der Umsetzung 
auf die Finger schauen, damit die Sor-
gen und Ängste der Einwohner*innen 
ernst genommen werden. Wir hal-
ten es für unabdingbar, dass die Men-
schen in Wuppertal verständlich und 
umfassend über die Baumaßnahmen 
informiert werden, damit es nicht – 
wie bei vielen anderen Großprojekten – 
zu einem Chaos kommt.

fen CDU und SPD zwei Monate spä-
ter auf ein schon oft praktiziertes 
Mittel zurück: das Plagiieren frem-
der Anträge. Ohne Skrupel wurde ein 
eigener Beschlussvorschlag veröffentli-
cht, der zwar ebenfalls eine Evaluation 
und einen Leitfaden für die Zukunft 
fordert, ansonsten aber auch durchbli-
cken lässt, dass man dem Thema „Par-
tizipation“ mit einer gehörigen Portion 
Skepsis gegenübersteht. So wird darin 
immer wieder auf die Grenzen der 
Mitwirkungsmöglichkeiten verwiesen 
und das Entscheidungsrecht des Rates 
hochgehalten, das in der Debatte 
bislang niemand ernsthaft in Frage 

gestellt hat. Daraus wird deutlich, dass 
eine offensive Weiterentwicklung der 
Bürgerbeteiligung eigentlich gar nicht 
gewollt ist.
Bürgerbeteiligung darf nicht nur als 
Marketinginstrument missbraucht 
werden, sondern muss ernsthaft 
betrieben werden, damit eine Verän-
derung der politischen Kultur erreicht 
wird und sich die Stadt in Richtung 
einer Bürger*innenkommune wandelt. 
Dafür braucht es endlich einen politi-
schen Wechsel im Rat, da die bishe-
rige Ratsmehrheit aus CDU und SPD 
hierfür eindeutig nicht zur Verfügung 
steht.
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Foto: Klaus-Günther Conrads: Die wunderschöne Dicke-Ibach-Treppe im Ringeltal 
zur Zeit der Rhododendronblüte. 

VoRGESTELLT: 150 JAHRE BARMER VERScHöNERUNGSVEREIN UND wUppERTALS GRÜNE ANLAGEN 
 VoN KLAUS-GÜNTHER coNRADS, MITGLIED DES VEREINS

Als vor einigen Monaten eine bun-
desweite Befragung Wuppertal zu 
Deutschlands grünster Großstadt erkor, 
fühlten sich die Aktiven des Förderver-
eins Historische Parkanlagen in ihren 
Bemühungen um „Wuppertals grüne 
Anlagen“ gestärkt. Seit Jahren werben 
die Webseite www.wuppertals-gru-
ene-anlagen.de, eine hübsche Z-Card 
und eine Parkführer-Buchreihe (Band 
1: Nordpark, 2: Grüne Meile Lünten-
beck, 3: Wasserreich Mirker Hain, 4: 
Gartendenkmal Hardt, 5: Landschafts-
park Zoo, 6: Barmer Anlagen) für die 
grünen Schätze unserer Stadt. 
Einen weiteren touristischen und 
naturbewahrenden Aspekt hat eine 
Mitgliedschaft im Europäischen Gar-
tennetzwerk (EGHN). Einer Initiative 
von Dirk Fischer folgend haben die 
Stadt Wuppertal für die Hardt mit dem 
Botanischem Garten und für den Zoo-
logischen Garten sowie der Barmer 
Verschönerungsverein für seine Bar-
mer Anlagen die Mitgliedschaft bean-
tragt und dürfen sich auf Besuche 
aus anderen Regionen und Ländern 

freuen. Diese Mitgliedschaft im Kreis 
von rund 200 europäischen Parks wer-
tet die Bedeutung von Wuppertals grü-
nen Anlagen auf und ist zugleich eine 
große Herausforderung. Eine Web-
seite und viele Broschüren machen auf 
unsere grünen Highlights Lust!
Die Barmer Anlagen sind rund um die 
Uhr geöffnet. Anders als bei der Hardt 
oder dem Nordpark gehören die 100 

Hektar Park und Wald nicht der Stadt, 
sondern dem Barmer Verschönerungs-
verein, der sich seit 150 Jahren um 
Erhalt und Pflege kümmert. Damit die 
Barmer Anlagen kostenlos zum Spa-
zieren, Wandern, Laufen, Erholen und 
Entspannen genutzt werden können, 
benötigt der Verein die Beiträge seiner 
Mitglieder, Spenden, Zuwendungen 
und Nachlässe.

IM DScHUNGEL DER VoRSoRGE- UND SERVIcEMEDIZIN
 IGELN LEIcHT(ER) GEMAcHT

Vielleicht ist es Ihnen auch schon ein-
mal so gegangen: Sie sind bei Ihrer 
Ärztin oder ihrem Zahnarzt gewesen 
und haben dort eine sogenannte „indi-
viduelle Gesundheitsleistung (IGeL)“ 
angeboten bekommen.

Diese Leistungen können medizinisch 
durchaus sinnvoll sein, werden aber 
von der gesetzlichen Krankenversiche-
rung nicht bezahlt. Also müssen Sie als 
Patient*in dafür mehr oder weniger 
tief in Ihre Geldbörse greifen. Ob Sie 
das tun wollen, bleibt letztendlich Ihre 
Entscheidung, doch die sollte sorgfäl-
tig abgewogen werden. Die angebo-
tenen Leistungen können sehr viel-
fältig sein und sowohl Therapie- als 
auch Präventionsangebote beinhalten. 
Keinesfalls sollten sich Patient*innen 

von dem Anbieter (das können außer 
Ärzt*innen auch Heilpraktiker*innen 
sein) bedrängen lassen. Die Ärztin 
bzw. der Arzt (nicht die Arzthelferin!) 
sollte sachlich über die Vor- und Nach-
teile der angebotenen Leistung aufklä-
ren und dann ausreichend Bedenkzeit 
lassen. Die Patient*innen sollten also 
auf jeden Fall die Möglichkeit haben, 
eine zweite Meinung einzuholen. Bei 
der Entscheidung kann darüber hinaus 
der IGeL-Monitor helfen, ein Internet-
portal des Medizinischen Dienstes des 
Spitzenverbandes Bund der Kranken-
kassen e.V. (MDS). Hier werden die auf 
dem Markt angebotenen IGeL-Leistun-
gen nach wissenschaftlichen Kriterien 
bewertet. Auch wenn der IGeL-Moni-
tor häufig zu dem Ergebnis „unklar“ 
kommt, sich also Nutzen und Schaden 

einer Leistung die Waage halten, so ist 
er doch eine gute Informationsquelle.
Grundsätzlich sollte man IGeL-Leis-
tungen nicht von vornherein skep-
tisch gegenüberstehen, denn sie kön-
nen für einzelne Personen durchaus 
nützlich sein, z. B. wenn es um den 
Bereich Umweltmedizin geht. Aber 
auch bestimmte Impfungen vor Fern-
reisen fallen unter die IGeL-Leistun-
gen. Festzuhalten bleibt, dass durch 
die IGeL-Leistungen die Marktwirt-
schaft in die Medizin Einzug gehalten 
hat. Sowohl Patient*innen als auch 
Ärzt*innen müssen noch lernen, mit 
dieser relativ neuen Situation umzu-
gehen. Deshalb ist das Vertrauen zwi-
schen Ärzt*in und Patient*in die beste 
Voraussetzung, um den IGeL-Dschun-
gel zu durchleuchten.

ZIRKUS UM DEN cARNApER pLATZ
 BARMEN BRAUcHT ZENTRALEN oRT fÜR GRoSSVERANSTALTUNGEN

Der Carnaper Platz in Barmen ist seit 
Jahren der zentrale Ort für Großver-
anstaltungen wie Zirkusse, Ausstel-
lungen oder große Feste wie die Bar-
mer Osterkirmes. Zugegebenermaßen 
gibt es bestimmt schönere Plätze in 
unserer Stadt, und natürlich wissen wir 
von den Beschwerden, die Veranstal-
ter in Bezug auf technische und andere 
Gegebenheiten dieses Platzes geäußert 

haben. Trotzdem stellt er einen wich-
tigen Treffpunkt dar und bietet regel-
mäßig Highlights, die sowohl für den 
Bezirk als auch für die Gesamtstadt 
von großer Bedeutung sind. Gerade 
Events wie der Kinder- und Jugendzir-
kus Casselly, der in den Sommerferien 
für viele Kinder eine feste Institution 
geworden ist, sind nicht mehr wegzu-
denken.

Auf der anderen Seite haben die Wup-
pertaler Stadtwerke Interesse an der 
Fläche angemeldet, da der bisherige 
Verwaltungsbau mit Schadstoffen 
belastet ist. Dass die WSW einen Neu-
bau auf dem Carnaper Platz favori-
sieren und dies mittlerweile so gut 
wie sicher ist, hat die Politik im Bezirk 
nur aus der Zeitung entnehmen kön-
nen. Selbstverständlich sind die Bar-
mer GRÜNEN der Meinung, dass die 
Gesundheit der Mitarbeiter*innen 
dieser städtischen Tochter unbedingt 
geschützt werden muss, daher sind 
bauliche Maßnahmen zur Sanierung 
oder ein Neubau des Verwaltungsge-
bäudes dringend geboten. Die Barmer 
Politik wendet sich aber dagegen, dass 
ein wichtiger öffentlicher Ort geopfert 
wird, ohne dass die Bezirksvertretung 
über die Prüfung alternativer Modelle 
informiert oder anderweitig einbezo-
gen wurde. Deshalb wurde in der Sit-
zung im Februar ein Beschluss gefasst, 
der eine Aufgabe der städtischen Flä-
che ablehnt und die WSW auffordert, 
andere Optionen zu prüfen.

Bei seiner Gründung im Jahr 1864 war 
der Barmer Verschönerungsverein eine 
der ersten Bürgerinitiativen „pro Grün“. 
Das Ziel der Gründer war in jener Zeit, 
in der sich die Stadt Barmen industri-
ell rasant entwickelte und immer mehr 
Flächen bebaut wurden, einen Park 
zur Erholung der arbeitenden Bevöl-
kerung anzulegen. Das nötige Geld 
zum Erwerb von Grundstücken wurde 
durch Lotterien erwirtschaftet. Flächen 
wurden günstig gekauft und gewinn-
bringend wieder verkauft, wenn sie für 
den Park nicht benötigt wurden. 
Mit der Gestaltung der verschiedenen 
Parkräume wurden namhafte Gar-
tenarchitekten beauftragt. Die Pläne 
des Düsseldorfer Hofgartendirek-
tors Joseph Clemens Weyhe für die 
Unteren und Oberen Anlagen setzte 
Peter Schölgen um. Oskar Hering 
gestaltete das Ringeltal, Artur Stüting 
das Fischertal. Der Ehrenfriedhof 
wurde vor 100 Jahren im Barmer Wald 
angelegt. Während andere berühmte 
Parks, zum Beispiel in Dessau-Wör-
litz, Bad Muskau oder Potsdam-Sans-

souci auf Könige, Fürsten oder Grafen 
zurückgehen, sind die Barmer Anlagen 
die zweitgrößte deutsche Parkanlage 
in bürgerschaftlichem Besitz. Sie gehö-
ren den knapp 900 Mitgliedern.

„Wir wollen im Jubiläumsjahr wieder 
auf 1.000 Mitglieder kommen“, erklärt 
Peter Prange, der Vorsitzende des Bar-
mer Verschönerungsvereins, hoff-
nungsvoll. Dazu dienen viele Veran-
staltungen und Exkursionen.
Herausragende Bedeutung haben in 
den Barmer Anlagen die zahlreichen, 
über den gesamten Park verstreu-
ten Denkmäler, deren Vergangenheit 
Mosaiksteine der Stadtgeschichte sind. 
Auf dem höchsten Punkt steht der 
Toelleturm, Barmens Wahrzeichen. Er 
kann von Ostern bis Ende September 
bei trockenem Wetter sonn- und feier-
tags von 11 bis 17 Uhr bestiegen wer-
den. In seiner Nachbarschaft entsteht 
zum Jubiläum ein Kiosk mit Toilette 
und Kinderspielplatz. 

Weitere Informationen:
www.barmer-anlagen.de

Foto: Mathias Kehren
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TScHÜS INTEGRATIoNSAUSScHUSS
 wILLKoMMEN INTEGRATIoNSRAT

Der Integrationsausschuss hat sich 
in den vergangenen fünf Jahren mit 
einer Vielfalt von Themen beschäftigt. 
Regelmäßig wurde über den Stand der 
Integrationsbemühungen berichtet.
Über herkunftssprachlichen Unter-
richt und Überlegungen, einen mus-
limischen Friedhof anzulegen und die 
Pläne zum Neubau eines islamischen 
Gemeindezentrums wurde beraten. 
Die Unterzeichnung der Charta der 
Vielfalt wurde von den GRÜNEN bean-
tragt und 2011 beschlossen. Damit 
macht die Stadt es sich zur Aufgabe, 
Anerkennung, Wertschätzung und Ein-
beziehung von Vielfalt zu fördern und 
ein Umfeld zu schaffen, das frei von 
Vorurteilen und Ausgrenzungen ist. 
Dafür könnte die Stadt noch mehr tun, 
wir bleiben am Ball.

Kampf gegen Rechtsextremismus
Im Oktober 2012 beschloss der Inte-
grationsausschuss einen Antrag aller 
Fraktionen gegen eine rechtsextremi-
stische Demonstration am 27.10.2012. 
Er setzte sich auf Initiative der GRÜ-
NEN auch für den Erhalt der Mobilen 
Beratungsstelle gegen Rechtsextre-
mismus ein. Der Integrationsausschuss 
besteht aus zehn vom Rat entsand-
ten Vertreter*innen und elf direkt von 
den Ausländer*innen in Wuppertal 
gewählten Vertreter*innen. Die oder 
der Vorsitzende muss ein Ratsmitglied 
sein. Mit der Wahl am 25.05.2014 ist 
der Integrationsausschuss Geschichte, 
dann werden 15 Vertreter*innen direkt 
in den neuen Integrationsrat gewählt 
und später zehn Stadtverordnete vom 
Rat entsandt.
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Verleihung einer Ehrenbezeichnung
Die GRÜNE Ratsfraktion konnte dem 
Vorschlag von Oberbürgermeister 
Peter Jung, den früheren Bürgermei-
ster Hermann-Josef Richter (CDU) mit 
der Bezeichnung „Alt-Bürgermeister“ 
zu ehren, nicht folgen, weil der Kandi-
dat in seiner Zeit als Bürgermeister aus 
unserer Sicht wenig Ehrenvolles gelei-
stet hat.
Bislang wurden Menschen nur dann 
für Ehrungen durch den Wupperta-
ler Rat vorgeschlagen, wenn im Vor-
feld alle Fraktionen ihr Einverständnis 
signalisiert hatten.

Mehr Frauen in die Gremien
Der Wuppertaler Gremienbericht stellt 
der Stadt ein schlechtes Zeugnis aus. 
Darin wird die Unterrepräsentanz von 
Frauen in der Wuppertaler Politik klar 
beziffert.
Um diesen Missstand zu beseitigen, 
stellte die GRÜNE Ratsfraktion einen 
Antrag zur Ratssitzung am 24.02.2014. 
Darin wurden die Stadtverordneten 
aufgefordert, sich für die Erhöhung des 
Frauenanteils in den Wuppertaler Gre-
mien einzusetzen. Leider ignorierten 

SPD und CDU unsere Argumente, Frau 
Schröder von der FDP befürchtete 
sogar eine Diskriminierung der Männer, 
und so wurde der Antrag mehrheitlich 
abgelehnt.

Kommunale Energiewende
Mit diesem Antrag wollten die GRÜ-
NEN die Energiewende vorantreiben, 
die Wuppertaler*innen besser einbin-
den und das Thema nicht nur in den 
Gremien behandeln. Wir brauchen eine 
Plattform, um mehr Menschen im Tal 
für Klimaschutz und Energiewende zu 
interessieren, nach dem Motto „Raus 
aus den Ausschüssen, rein in die Stadt“. 
Die Bremser sitzen im Rat, denn auch 
dieser Antrag wurde leider mehrheit-
lich abgelehnt.

Fortführung der Finanzierung der 
Schulsozialarbeit
Für die GRÜNE Ratsfraktion ist die 
Schulsozialarbeit ein wichtiges und 
unverzichtbares Angebot an den Schu-
len in unserer Stadt. Deshalb haben 
wir uns bemüht, Wege für deren 
Fortführung zu finden, um zumin-
dest die übrig gebliebenen Stellen der 

Schulsozialarbeiter*innen zu sichern. 
Wir freuen uns sehr, dass alle Frak-
tionen sich in einem gemeinsamen 
Antrag zur Schulsozialarbeit bekannt 
haben.

Förderung des Ehrenamtes in kom-
munalen Räten
Eine Initiative der FDP war uns GRÜ-
NEN nicht weitreichend genug, des-
halb beantragten wir, dass die Gremi-
ensitzungen in den Abendstunden ab 
18:00 Uhr stattfinden sollten, um auch 
berufstätigen Frauen und Männern 
mit und ohne Familie das ehrenamt-
liche Engagement zu erleichtern. Lei-
der lehnten SPD und CDU auch diesen 
Antrag ab.

Parkraumbewirtschaftung im
Umfeld von Kliniken
Mit einem Antrag zur Parkraumbe-
wirtschaftung an der Vogelsangstraße 
(St.-Anna-Klinik), an der Hainstraße 
(Bethesda-Krankenhaus) und rund um 
das Helios-Klinikum wollte die GRÜNE 
Ratsfraktion die Anwohnerinnen und 
Anwohner vor zunehmender Ver-
kehrsbelastung schützen, für die 
Mitarbeiter*innen und Besucher*innen 
eine verlässliche Verkehrslösung schaf-
fen und für den Umstieg auf ein Jobti-
cket werben.
Leider beharrten CDU und SPD darauf, 
dass nur innerhalb der Zentren Par-
kraumbewirtschaftung vorgesehen sei, 
und lehnten den Antrag ab.

Alle GRÜNEN Anfragen, Anträge, 
Pressemitteilungen, Stellungnahmen, 
im Rat gehaltenen Reden, Newslet-
ter und älteren Ausgaben der Frak-
tionszeitung finden Sie unter www.
gruene-wuppertal.de in der Rubrik 
Aktuelles.

Archivfoto: Jörg Lange

Wenn Sie „DIESE GRÜNEN!“ regelmäßig
per E-Mail erhalten möchten, bitte eine Mail an

fraktion@gruene-wuppertal.de senden.

Fahrrad selber kaufen
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fINANZSITUATIoN IN wUppERTAL
 HAUSHALT DER STADT wIRD ZUR LUfTNUMMER

Die von der schwarz-roten Ratsmehr-
heit im vergangenen Jahr eingebrach-
ten Ergänzungen zum städtischen 
Haushalt (wie z. B. ein verstärkter Aus-
bau der U3-Betreuung) wurden in 
Erwartung einer Kostenbeteiligung des 
Bundes an der Eingliederungshilfe für 
behinderte Menschen beschlossen. Ob 
diese Gelder tatsächlich in der erwar-
teten Höhe an die Kommunen ausge-
zahlt werden können, war damals und 
ist auch aktuell nicht vorherzusagen. 
Auch deshalb wies die GRÜNE Fraktion 
bereits bei der Verabschiedung des 
Haushalts im November 2013 darauf 
hin, dass der schwarz-rote Haushalt an 
vielen Stellen eine Luftnummer sei.

Bund will Kommunen im Regen
stehen lassen
Die versprochene Entlastung der Kom-
munen von den Kosten für die Ein-
gliederungshilfe wird nicht so schnell 
umgesetzt wie gehofft. Das geplante 
Teilhabegesetz, das die Kommunen mit 
fünf Milliarden Euro entlasten würde, 
soll erst in der nächsten Legislaturpe-
riode ab 2017 wirksam werden, und 
auch die schnelle Finanzspritze für die 
Städte in Höhe von einer Milliarde wird 
erst ab dem nächsten Jahr kommen.
Noch vor wenigen Monaten errech-
nete Stadtkämmerer Dr. Slawig für den 
Wuppertaler Haushalt eine mögliche 
jährliche Verbesserung von 25 Milli-
onen Euro. Die Kosten der Eingliede-

rungshilfe für Menschen mit Behinde-
rung (8,1 Millionen Euro im städtischen 
Haushalt und 17 Millionen Euro über 
die Landschaftsumlage) steigen seit 
Jahren, und zwar in allen Bereichen: 
bei den Leistungen der Frühförde-
rung, den Betreuungsleistungen für 
Kinder mit Behinderung im Kindergar-
tenalter, den Integrationshelfer*innen 
zur Sicherung des Schulbesuchs, den 
Wohnhilfen in ambulanter und statio-
närer Form sowie bei den Leistungen 
zur Teilhabe am Arbeitsleben (zum Bei-
spiel Werkstätten für behinderte Men-
schen).

Schlechte Aussichten bei
der Gewerbesteuer
Trotz brummender Konjunktur lagen 

die Einnahmen aus der Gewerbesteuer 
im Jahr 2013 um zwei Millionen Euro 
unter dem Haushaltsplan (193 statt 
195 Millionen Euro). Für die folgenden 
Jahre hat Dr. Slawig mit Steigerungen 
im Bereich von 3% pro Jahr geplant 
und stützt sich dabei auf die Aussa-
gen von Wirtschaftsweisen. Wir GRÜ-
NEN zweifeln, dass diese Entwicklung 
eintritt. Im Falle einer Wirtschaftskrise 
würden die Gewerbesteuereinnah-
men um eine zweistellige Millionen-
summe einbrechen, was im städtischen 
Haushalt nicht mehr kompensierbar 
wäre. Die Haushaltskonsolidierung 
wäre dann endgültig gescheitert, und 
Dr. Slawig könnte im Rathaus schon 
mal ein Zimmer für den Sparkommis-
sar reservieren.
 

foRTSETZUNG DER ScHULSoZIALARBEIT
 BIS ENDE 2014 GESIcHERT – UND DANN?

Noch immer gibt es keine Einigung 
zwischen Bund, Ländern und Kommu-
nen über die Frage der dauerhaften 
Finanzierung der Schulsozialarbeit. 
Dies ist umso enttäuschender, da seit 
letztem Jahr ein Evaluationsbericht der 
Uni Wuppertal vorliegt, der im Auftrag 
der Stadt verfasst wurde und noch ein-
mal deutlich macht, wie wichtig diese 
Arbeit an den 52 Schulen in Wupper-
tal ist. Sie schafft wichtige und unver-
zichtbare Angebote an der Schnitt-
stelle zwischen Schule und Jugendhilfe 
und dient dem Wohl von Kindern und 
Jugendlichen in unserer Stadt.
Im Zuge der Koalitionsverhandlungen 
zwischen CDU/CSU und SPD im Bund 
sah es bis kurz vor Schluss danach aus, 
als könnte eine Fortführung aus Bun-
desmitteln durchgesetzt werden. Aber 
diese wurde in den letzten Verhand-
lungsstunden durch die Christdemo-

kraten wieder aus dem Vertrag heraus 
verhandelt, sodass sich die Bundese-
bene hier weiterhin ihrer Verantwor-
tung entzieht.
In der Hoffnung, dass in den nächsten 
Monaten doch noch die Vernunft siegt 
und eine Einigung erzielt werden kann 
(und in der Sorge, dass durch ein vor-
heriges Auslaufen in Wuppertal bereits 
aufgebaute Netzwerke und erarbei-
tetes Vertrauen womöglich unwieder-
bringlich zerstört werden könnten), 
setzten sich im Februar dieses Jah-
res alle Ratsfraktionen für eine befri-
stete Fortsetzung der Schulsozialar-
beit aus kommunalen Mitteln bis Ende 
2014 ein. Bis zu diesem Zeitpunkt muss 
es eine Entscheidung über eine dauer-
hafte Weiterfinanzierung aus Bundes- 
und/oder Landesmitteln geben. Hier-
für werden die GRÜNEN sich auch 
zukünftig vehement starkmachen.

Foto: Privat

NEUES AUS LANGERfELD
„Goldene Spule“ für Thomas Sperling

Auf dem Neujahrsempfang des Bür-
gervereins Langerfeld wurde Tho-
mas Sperling, langjähriger Vertreter 
von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in der 
Bezirksvertretung Langerfeld-Beyen-
burg, eine besondere Ehrung zuteil. 
Die „Goldene Spule“ ist eine Auszeich-

nung für Menschen, die sich um Lan-
gerfeld besonders verdient gemacht 
haben. Seit genau zehn Jahren küm-
mern sich Karl-Ulrich Schäfer, Tho-
mas Sperling und Rainer Werth näm-
lich ehrenamtlich um die Fütterung der 
Tiere im Wildgehege auf dem Ehren-
berg. Wir freuen uns mit Thomas über 
die Würdigung seines Engagements.

Foto: Werner Hahn
v. l. n r.: Thomas Sperling, Karl-Ulrich Schäfer, Rainer Werth, Margret Hahn
(Vorsitzende des Bürgervereins) und Siegfried Blaschke (stellv. Vorsitzender
des Bürgervereins)
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